
277 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

Bericht 

des Ausschusses fur soziale Verwaltung 

über den Antrag der Abgeordneten Maria 
Metzker und, Gen.ossen betreffend ein :Bun­
desgesetz, mit. dem . das Heimarheitsgesetz 

1960 geändert wird (19/ A) 

Die Abgeordneten Maria Metzker und Genos­
sen haben am 31. März 1976 den gegenständlichen 
Initiativantrag im Naponalrat eingebracht. In 
den Erläuterungen zu .diesem Antrag wird auf 
die Regierungsvodage betreffend die V ereinheit~ 
lichung des Urlaubs rechtes und die Einführung 
einer Pflegefreistellung (150 der Beilagen) hili":. 
gewiesen und ausgeführt: 

Die Angleichung ,der arbeitsrechtlichen'Stellung 
des durch das Heimarbeitsgesetz geschützten Per-

. sonenkreis,es an die für Betriebsarbeiter geltenden 
RegeLungen ist eines der Ziele der österreichischen 
Sozialpolitik. D;ther wäre das Heimarbeitsgesetz 
1960 nunmehr im Sinne einer Anpa-ssung an den 
Entwurf eines Bundesgesetzes betreffend die Ver­
einheitlichung des Urlaubsrechtes und die Ein­
führung einer Pflegefreistellung abzuändern. Die 
Übernahme auch der Bestimmungen über die 
Pflegefreistellung sch,eint für den Bereich der 
Heimarbeit IlJicht erforderlich zu sein, da davon 
auszugehen ist, ,daß Heimarbeiter - die ihre 
Arbeit ja meist in der e~genen Wohnung ver­
richten - wohl in der Lage sein werden, die zur 
Pflege naher Angehöriger erforderliche Zeit auf­
zubringen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat in 
seiner Sitzung am 11. Mai 1976 beschlossen, einen 
Unterausschuß zur Vorberatung einzusetzen. 
Diesem Unterausschuß gehörten von der Sozia­
listischen Partei österreichs die Abgeördn.eten 
Maderthaner;' Mama Metzker, ModI, 
Pan s i, R e c h b erg e rund T r eie h 1, von 
der österreichischen Volkspartei ,(Ee Abgeorxlne­
ten Dr. Hai der, Dr. Hau s e r, Dr. K 0 h 1-
mai e r, Dr. Sc h w i m m e rund We den ,i g 
sowie von der Freiheitlichen Partei österreichs 

Abgeordneter Me 1 t.e r an. Nach der konstituie­
renden Sitzung.am 11. Mai 1976 hat der Unter­
ausschuß in seiner Sitwng am. 3. Juni 1976 die 
Vorlage unter Heranziehung . von Sachverstän­
d~gen beraten undeinv:ernehmlich Abänderungen 
vorgeschlagen. Die 1\nderungen waren im wesent­
lichen durch die iim gleichen Unterausschuß vor­
geschlagenen Abänder.uIl:gen .zur Regierungsvor­
la,ge betreffend die Vereinheitlichung ,des U rlaubs­
re~htes und die Eiriführung ein,er Pflegefreistel­
lung (150 der Beilagen) bedingt. Sie betmfen 
Art. I Z. 5 his 8 sowie 10 und 11 des Antnges 
19/ A. Weiters wlurde Art. 11 durch Einfügung 
einer Übergangsbestimmung ergänzt. 

Dem Ausschuß für soziale Verwaltung wurden 
in seiner Sitzung am 15. Juni 1976 die vom 
Unterausschuß einvernehmlich vereinbarten Ab­
änderungsanträge vorgelegt und ein mündlücher 
Bericht ,durch ·den Obmann des Unterausschusses, 
Abgeordneten Pan s i, erstat'tet. 

In der darauf folgenden Debatte, an der sich 
die Abgeordneten Dr. Sc h w i m m e rund 
M e 1 t e r sowie Vizekanzler und Bundesminister 
für soziale Verwaltung Ing. H ä u s e r beteilig­
ten, wurden von den Abgeordneten Pan s i, 
Dr. S c h w i m m e rund M e 1 t e r gemeinsame 
Abänderungsanträge zu Art. I Z. 5 § 20 a Abs. 3 
und betreffend Einfügung einer Z. 6 im Art. -I 
Z. 5 § 20 a Abs. 2 sowie Art. 11 Abs. 1 gestellt. 
Die Anträge ergeben sich auf Grund der 
im Sozialausschuß vorgenommenen weiteren Ab­
änderungen zur Regierungsvorlage betreffend. die 
VereinheitLichung des Urlaubsrechtes und die Ein­
führung einer Pflegefreistellung (150 dei Beila­
gen). 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag 19/A 
in der vom Unterausschuß vorgeschlagenen 
Abänderungsanträge der Abgeordneten Pan s i, 
Dr. S c h w i m m e rund M e 1 t e reinstimmig 
angenommen. 
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2 277 der Beilagen 

Zu den Anderungen im Art. I Z. 5 ist zu be­
merken: 

Durch die neue Fassung der Anrechnungshe­
stimmungen soll klargestellt werden, daß nehen 
Beschäftigungszeiuen aus der Heimarbeit auch 
Ze[ten eines Arbeitsverhältnisses, und zwar 
unter den in Abs. 1 und Abs. 2 Z. 1 angeführten 
Vonussetzungen für die Bemessung der Urlauhs­
dauer zusammengerechnet bzw. angerechnet wer­
den. 

Im Sinne einer Angleichung der Anrechnungs­
bestimmung für Heimarbeiter an die für Be­
triebsarbeiter geltenden Bestimmungen soll die 
Zusammenrechnung ,d~r vor der Unterbrechung 
liegenden Beschäftigungszeiten (bzw. Zeiten eines 
Arbeitsverhältnisses) auch nur für die Bemessung 
der Urlaubsdauer herang~ogen werden. Von der 
bisher in § 20 Abs. 5 des Heimarbei~sgesetzes 
vorgesehenen Zusammenrechnung unterbrochener 
Beschäftig.ungszeiten für den Urlaubs anspruch 
wurde ,daher Abstand genommen, zumaI diese 
Bestimmung in der Praxis keine Bedeutung hat. 

Rechberger 
Berichterstatter 

Da das Urlaubsentgelt des Heimarbeiters nur 
auf Grund der inden Beschäftigungsmonaten er­
zielten Verdienste berechnet wird, ergibt sich 
für den Heimarbeiter kein Unuerschied, ob sein 
Anspruch jeweils nach Beendigung eines weniger 
als sechs Monate dauernden Beschäftigungsver­
hältnisses gemäß § 23 Heimarbeitsgesetz abge­
funden wird oder ab er zuwarte.t, daß ·das Be­
schäfoigungsverhältnis innerhalb der für eine Zu­
sammenrechnung vorgesehenen Frist (bisher 
60 Tage, nunmehr drei Monate) wieder aufge­
nommen wird. Aus Gründen der besseren über­
prüfbarkeit wurde daher bisher bei Lösung des 
Beschäft~gungsverhältnisses in der Regel die An­
wartschaft ,des Heimarbeiters auf Urlaub abge­
funden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Verwaltung somit den A n­
t ra g, der Nationalrat wolle dem an g e­
s c h 1 0 5S e n enG e se t zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 19760615 

Pansi 
Obmann 

-j. 
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Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Heimarbeitsgesetz 1960 geän­

dert wird 

Der Nanionalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/ 
1961, ,inder Fassung des Art. III des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 317/1971 und des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 303/1975 wird geändert wie 
folgt: 

1. Im § 20 Abs. 2 sind die Worte "im Sinne 
des Abs. 5" durch die Worte "im Sinne des § 20 a 
Abs. 1" zu ersetzen. 

2. § 20 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Das Ausmaß des Urlaubes beträgt für 
jeden Monat des Beschäftigungsverhältnisses, für 
den ein Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde, 
zwei Werktage; hat das Beschäftigungsverhältnis 
ununterbrochen mehr als 20 Jahre (240 Monate) 
gedauert, so erhöht sich das Urlaubsausmaß auf 
zweieinhalb Werktage." 

3. Die Abs. 4 bis 7 des § 20 haben zu entfallen. 

4. Der bisherige Abs. 8 des§ 20 erhält die 
Bezeichnung "Abs. 4". 

5. Nach § 20 ist ein § 20 a einzufügen, der 
samt überschrift zu lauten hat: 

"Anrechnungsbestimmungen 

§ 20 a. (1) Für die Bemessung des Urlaubs­
ausmaßes sind Beschäftigungsverhältnisse und 
Zeiten eines Arbeitsverhältnisses bei demselben 
Auftraggeber (Arbeitgeber), die keine längeren. 
Unterbrechungen als jeweils drei Monate aufwei­
sen, zusammenzurechnen. Diese Zusammenrech­
nung unterbleibt jedoch, wenn die Unterbrechung 
des Beschäftigungsverhältnisses dadurch eingetre­
ten ist, daß es der Heimarbeiter ohne wichtigen 
Grund vorzeitJig aufgelöst hat oder die Unter­
brechung des Arbeitsverhältn,isses ,durch eine 
Kündigung ,des Arbeitsverhältnisses seitens des 
Arbeitnehmers; durch einen vorzeitigen Austritt 

ohne wichtigen Grund oder eine vom Arbeit­
nehmer verschuldete Entlassung eingetreten ist. 

(2) Für die Bemessung des Urlaubsausmaßes 
sind anzurechnen: 

1. die lin einem anderen Beschähigungsverhält­
nis (Arbeitsverhältnis) im Inland zugebrachte 
Beschäftigungszeit (Dienstzeit), sofern sie 
mindestens je sechs Monate gedauert hat; 

2. die über die Erfüllung der allgemeinen Schul­
pflicht hinausgehende Zeit eines StudJiums 
an einer inländischen aUgemeinbildenden hö-

. heren oder einer berufshildenden mittleren 
oder höheren Schule oder einer Akademie 
im Sinne des Schulorganisacionsgesetzes 1962, 
BGBl. Nr. 242, oder an einer diesen gesetz­
lich geregelten Schularten vergleichbaren 
Schule, in dem für dieses Studium nach den 
schulrechtlichen Vorschriften geltenden Min­
destausmaß, höchstens jedoch im Ausmaß 
von wer Jahren. Als Zeitpunkt des mög­
lichen Studienabschlusses ist bei Studien, die 
mit dem Schuljahr enden, der 30. Juni und 
bei Studien, die mit dem Kalenderjahr en­
den, der 31. Dezember anzusehen. Zeiten des 
Studiums an einer vergleichbaren ausländi­
schen Schule sind wie inländische Schulzeiten 
anzurechnen, wenn das Zeugrus einer solchen 
ausländischen Schule ,im Sinne der Europä­
ischen Konvention über die Gleichwertigkeit 
von Reifezeugnissen (BGBl. Nr. 44/1957) 
oder eines entsprechenden internationalen 
Abkommens für die Zulassung zu den Uni­
versitäten als einem linländischen Reifezeug­
nis gleichwertig anzusehen ist oder wenn 
es nach den Bestimmungen des Schulunter­
richtsgesetzes (Bundesgesetz vom 6. Feber 
1974, BGBl. Nr. 139) über die Nostrifika­
tion ausländischer Zeugn,isse nostrifiziert 
wer.denkiann; 

3. die gewöhnliche Dauer eines mit Erfolg ab­
geschlossenen Hochschulstudiums bis zum 
Höchstausmaß von fünf Jahren; 

4. Zeiten, für welche eine Haftentschädigung 
gemäß § 13 a Abs; 1 oder § 13 c Abs. 1 des 
Opferfürsorgegesetzes 1947, BGBl. Nr. 183, 
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4 277 der Beilagen 

gebührt. Diese Anrechnung findet nicht statt, 
soweit. ein Arbeitsverhältnlis während der 
Haft aufrechtgeblieben und ;lUS diesem 
Grund für die Urlaubsdauer zu berücksich­
tigen ,ist; 

5. Zeiten der Tätigkeit als EntWlicklungshelfer 
für eine Entwicklungshilfeorganisation im 
Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes 
vom 10. Juli 1974, BGBl. Nr. 474; 

6. Zeiten einer im Inland zugebrachten selb­
ständigen Erwerbstätigkeit, sofern sie min­
destens je sechs Monate gedauert hat. 

(3) Zeiten nach Abs. 2 Z. 1, 5 und 6 sind 
insgesamt nur bis zum Höchstausmaß von 
fünf Jahren anzurechnen. Zeiten nach Z. 2 sind 
darüber hinaus bis zu einem Höchstausmaß von 
weiteren zwei Jahren anzurechnen. 

. (4) Fallen anrechenbare Zeiten zusammen, so 
sind sie für die Bemessung der Urlaubsdauer nur 
einmal zu berück~chtigen." 

6. § 21 samt überschrift hat zu lauten: 

"Verbrauch des Urlaubes, Verbot der Ausgabe 
von Heimarbeit 

§ 21. (1) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes 
ist zwischen.idem Auftraggeber und dem Heim­
arbeiter unter R~cksichtnahme auf die Erforder­
nisse des Betriebes und die Erholungsmöglich­
keiten des Heimarbeiters zu vereinbaren. Diese 
Vereinbarul1g ha,t so zu erfolgen, daß in jedem 
Beschäftigungsjahr der gebührende Urlaub ver­
bl'aucht werden kann. 

(2) Für Zeiträume einer Arbeitsverhinderung 
gemäß' § 27 darf der Urlaubsantl"iitt nicht verein­
bart werden, wenn, diese Arbeitsverhinderung 
bereits bei Abschluß der Vereinbarung bekannt 
war. Geschieht dies dennoch, so gilt der Zeitraum 
der Arbeitsverhinderung nicht als Urlaub. 

(3) Der Urlaub kann ,in Teilen gewährt wer­
den; doch darf kein Teil weniger als sechs Werk­
tage betragen. 

(4) Hat der Heimarbeiter in Betrieben, in 
denen ein für ,ihn zuständiger BetriebsraterJ.'1ich­
tet ist, den von ihm gewünschten· Zeitpunkt für 
den Antritt seines Urlaubes oder eines Urlaubs­
teiles' in der Dauer von mindestens zwölf Werk­
tagen dem Auftraggeber mindestens drei Monate 
vorher bekanntgegeben und kommt eine Eini­
gung zwischen dem Auftraggeber und dem Heim­
arbeiter' nicht zustande, so sind ·die Verhandlun­
gen. unter Beiziehung des Betriebsrates, fortzu­
setzen. Kommt auch. dann keine Einigung zu­
stande, so kann der Heimarbeiter den Urlaub 
zu: dem von ihm vorgeschhi.genen_Zeitpunkt an­
treten, . es sei denn; der Auftraggeber hat wäh­
rend eines Zeitraumes, der nicht mehr als acht 

und nicht weniger als sechs Wochen vor dem 
vom Heimarbeiter vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Urlaubsantrittes liegen darf, wegen des Zeit­
punkt~s des Urlaubsantrittes die Klage beim zu­
ständigen Arbeitsgericht eingebracht. 

(5) Der Urlaubsanspruch verjährt nach Ablauf 
von zwei Jahren ab Ende des Beschäftigungs­
jahres, in dem er entstanden ist. 

(6) Für die Dauer des Urlaubes und während 
dessen Ablaufes darf Heimarbeit an den Heim­
arbeiter nicht ausgegeben werden." 

7. Nach § 21 ist ein § 21 a einzufügen, der samt 
überschrift zu lauten hat: ' 

"Erkrankung während des Urlaubes 

§ 21 a. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Heim­
arbeiter während des Urlaubes, ohne dies vor­
sätzLich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu 
haben, so werden auf Werktage fallende Tage der 
Erkrankung, an denen der Heimarbeiter durch 
die Erkrankung arbeitsunfähig war, auf das Ur­
laubsausmaß nicht angerechnet, wenn die Er­
krankung länger als drei Kalendertage geaauert 
hat. j 

(2) übt ein Heimarbeiter während seine~ Ur­
laubes eine dem Erholungszweck W1iderspre­
chende Erwerbstätigkeit aus, so findet Abs. 1 
keine Anwendung, wenn die Erkrankung (der 
Unglücksfall) mit dieser Erwerbstätigkeit in ur­
sächlichem Zusammenhang steht. 

(3) Der Heimarbeiter hat dem Auftraggeber 
nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkran~ 
kung unverzügLich mitzuteilen. Ist dies aus Grün­
den, ,die nicht vom Beimarbeiter zU.vertreten 
sind, nicht möglich, so' gilt die Mitteilung als 
rechtzeitig erfolgt, wenn sie unmittelbar, nach 
Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt Wlird. 
Bei Wiederaufnahme der Beschäftigung hat der 
Heimarbeiter ohne schuldhafte Verzögerung ein 
ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung' des zu­
ständigen Krankenversicherungsträgers über Be­
ginn, Dauer. und Ursache der. Arbeitsunfähigkeit 
vorzulegen. Erkrankt der. Heitnarbeiter während 
eines Url;lUbes ,im Ausiand, so muß dem ärzt­
Lichen Zeugnis eine be.hördliche Bestätigung dar­
über beigefügt sein, daß es von einem zur Aus­
übung des Arztherufes. zugelassenen Arzt aus­
gestellt wurde. Eine solche behördliche Bestäti~ 
gung ist nicht erforderliCh, w:enn die ärztliche 
Behandlung stationär oder ambulant ineirier 
Krankenanstalt, erfolgte und, hierüber eine Be" 
stätigung dieser Anstalt" vorgelegt wird. Kommt 
der Heimarbeiter diesen Verpflichtungen nicht 
nach, so' ist Abs. 1 nieht anzuwen?en." 

. 8: § 22 Abs. 2" hat zu lauten: 

,,(2) Das Urlaubsentgelt beträgt bei einem 
Urlaubsausmaß (§ 20 Abs. 3) von zwei Werk" 
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tagen für jeden Monat des Beschäftligungsverhält­
niss es 8 v. H. und bei einem Urlaubsausmaß 
von zweieinhalb Werktagen 10 v. H. des Arbeits­
entgeltes, das für den Urlaubszeitraum (§ 20 
Abs. 2) gebührt hat." 

9. Nach § 22 ist ein § 22 a einzufügen, der samt 
überschrift zu lauten hat: 

"Ablöseverbot 

§ 22 a. Vereinbarungen zwischen Auftraggeber 
und Heimarbeiter, die für den Nichtverbrauch 
des Urlaubes Geld oder sonstige vermögenswerte 
Leistungen . des Auftraggebers vorsehen, sind 
rechtsunwirksam. " 

10. § 23 samt überschl1ift hat zu lauten: 

"Abfindung und Urlaubs entschädigung 

§ 23. (1) Wird das Beschäftigungsverhältnis 
des Heimarbeiters vor Erwerb eines Urlaubs­
anspruches (§ 20 Abs. 1) gelöst, so gebührt dem 
Heimarbeiter eine Abfindung der Anwartschaft 
auf Urlaub. Diese Abfindung ist je nach der Ge­
samtdauer des Beschäftigungsverhältnisses mit 
dem gemäß § 22 in Betracht kommenden Hun­
dertsatz des Arbeitsentgeltes zu bemessen, das für 
den durch einen Urlaubsanspruch nicht erfaßten 
Zeitraum gebührt. 

(2) Wird das Beschäftigungsverhältnis vor Ver­
brauch des erworbenen Urlaubsanspruches gelöst, 
so gebührt dem Heimarbeiter eine Urlaubsent­
schädigung in der Höhe des Urlaubsentgeltes, das 
gebührt hätte, wenn der Urlaub tatsächlich ver­
braucht worden wäre. 

(3) Der Heimarbeiter verliert den Anspruch 
auf Urlaubsentschädigung und Abfindung, wenn 
er das Beschäftigungsverhältnis ohne wichtigen 
Grund vorzeitig auflöst. 

(4) Endet das Beschäftligungsverhältnis durch 
den Tod des Heimarbeiters, so gebührt die Ur­
laubs entschädigung beziehungsweise die Abfin­
dung den Erben. 

11. § 26 Abs. 2 zweiter und dritter Satz haben 
zu lauten: 

.. ,Der Zuschlag muß mit mindestens 8 v. H. be­
messen sein. Liegt eine solche Festsetzung nicht 
vor, so beträgt der Zuschlag 8 v. H." 

Artikel II 

Inkrafttreten und Vollziehung 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1977 in Kraft. 

(2) Bei Urlaubszeiträumen, deren Beschäf­
tigungsmonate teils vor und teils nach dem In­
krafttreten dieses Bundesgesetzes liegen, l1ichtet 
sich das Ausmaß des Urlaubes und die Höhe des 
Urlaubsentgeltes für jene Beschäftigungsmonate, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
liegen, nach den Bestimmungen des Heimarbeiits­
gesetzes in der bisherigen Fassung, für Beschäf­
tligungsmonate, die nach dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes liegen, nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes. 

(3) Mit der Vollz,iehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung 
betraut. 
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